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2. Instanz

Aktenzeichen L 3 SB 4535/05
Datum 05.04.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Der KlÃ¤ger erstrebt die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r
das Merkzeichen "aG".

Mit Bescheid vom 08.08.2001 stellte der Beklagte zu Gunsten des im Jahre 1933
geborenen KlÃ¤gers einen Grad der Behinderung (GdB) von 80 seit dem 01.12.2000
wegen folgender FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen fest: Schlaganfallfolgen,
HalbseitenlÃ¤hmung links, Bluthochdruck; ProstatavergrÃ¶Ã�erungen,
EntleerungsstÃ¶rung der Harnblase mit Dauerkatheter. Die darÃ¼ber hinaus
geltend gemachte GesundheitsstÃ¶rung Trigeminusneuralgie bedinge keine
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung bzw. keinen Einzel-GdB von wenigstens 10. Die
Voraussetzungen fÃ¼r eine Feststellung von gesundheitlichen Merkmalen
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(Merkzeichen) fÃ¼r die Inanspruchnahme von Nachteilsausgleichen seien nicht
erfÃ¼llt.

Auf einen vom KlÃ¤ger am 19.02.2002 gestellten Verschlimmerungsantrag lehnte
der Beklagte mit Bescheid vom 15.04.2002 eine Neufeststellung des GdB sowie die
Feststellung des geltend gemachten Merkzeichens "G" ab. Als
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen erkannte er Schlaganfallfolgen, inkomplette
HalbseitenlÃ¤hmung links, Bluthochdruck, Erkrankung der Prostata (in
HeilungsbewÃ¤hrung), Verlust der Prostata, rezidivierende Thromboembolien sowie
BlutverdÃ¼nnungsbehandlung an. Dem vom KlÃ¤ger erhobenen Widerspruch half
der Beklagte mit Bescheid vom 08.08.2002 vollumfÃ¤nglich ab und stellte das
Vorliegen des Merkzeichens "G" seit dem 15.04.2002 fest.

Am 23.04.2003 beantragte der KlÃ¤ger die Feststellung des Merkzeichens "aG".
Dabei gab er an, seine Gehminderung habe sich verschlimmert. Der Beklagte holte
daraufhin einen Befundbericht des behandelnden Internisten Dr. T. vom 17.06.2003
ein. Darin heiÃ�t es, aktuell bestehe beim KlÃ¤ger eine spastische Hemiparese links
mit spastischer Kontraktur des linken Ellenbogengelenks, Rigur der
ExtremitÃ¤tenmuskulatur links sowie eine grobe Spastik des linken Beines. Es
bestehe eine GehfÃ¤higkeit mit Hilfe eines Gehstocks Ã¼ber maximal 100 Meter,
wobei der linke FuÃ� des Ã¶fteren hÃ¤ngen bleibe.

Hierauf gestÃ¼tzt lehnte der Beklagte die Feststellung des Merkzeichens "aG" mit
Bescheid vom 18.09.2003 ab.

Zur BegrÃ¼ndung seines hiergegen erhobenen Widerspruchs trug der KlÃ¤ger vor,
es bestehe eigentlich die Notwendigkeit eines Rollstuhls. Durch Aufwendung
besonderer Energie kÃ¶nne er aber einige Meter gehen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 22.01.2004 wies der Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck, da die GehfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers aufgrund der SchÃ¤digung seiner
Beine nicht auf das schwerste, also vergleichbar derjenigen eines
Doppeloberschenkelamputierten eingeschrÃ¤nkt sei.

Am 18.02.2004 hat der KlÃ¤ger beim Sozialgericht Freiburg Klage erhoben.

Das Sozialgericht hat eine schriftliche sachverstÃ¤ndige Zeugenaussage von Dr. T.
vom 12.05.2004 sowie ein Gutachten des Facharztes fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. G. vom 20.12.2004 eingeholt.

Dr. T. hat ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger kÃ¶nne sich nach eigenen Angaben auf kurzen
ebenerdigen Strecken auÃ�erhalb des Hauses allein bis maximal 100 Meter
bewegen, was aber groÃ�e Anstrengungen erfordere. UrsÃ¤chlich hierfÃ¼r sei die
Spastik der linken KÃ¶rperhÃ¤lfte.

Im Gutachten von Dr. G. heiÃ�t es zusammengefasst, beim KlÃ¤ger bestehe eine
armbetonte Hemispastik links als Folge eines zerebralen Insults oder auch einer
zerebralen Blutung. Es bestehe eine deutliche BeeintrÃ¤chtigung des
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GehvermÃ¶gens im Sinne einer Wernicke-Mann-Gangart (hinkende Gangart mit
Zirkumduktion des linken Beines sowie einer Beugespastik des linken Armes). Die
SpitzfuÃ�stellung links sei durch eine Peronaeusschiene korrigiert. Als Folge der
Gehbehinderung kÃ¶nne der KlÃ¤ger im Untersuchungszimmer frei ohne Stock
gehen. In seiner Wohnung (100 qm) benutzte er einen einfachen Gehstock und
kÃ¶nne damit alle Ziele erreichen. AuÃ�erhalb der Wohnung gebrauche er eine Art
Skistock mit Schlaufe um den rechten Arm, um den Stock nicht zu verlieren. Seine
Wegstrecke gebe er subjektiv mit 50 Meter an. Damit kÃ¶nne er alle Ziele, auch
sein Kraftfahrzeug erreichen. Einen Rollstuhl habe er zurÃ¼ckgegeben, da dieser
bisher nur hinderlich fÃ¼r ihn gewesen sei. Er benÃ¶tige Hilfe beim Einsteigen in
den und beim Aussteigen aus dem PKW. Ebenso benÃ¶tige er Hilfe beim Betreten
der Duschwanne sowie beim An- und Ausziehen der StrÃ¼mpfe. Dass der KlÃ¤ger
sich nur noch mit fremder Hilfe fortbewegen kÃ¶nne, lasse sich nicht bestÃ¤tigen.
Im Untersuchungszimmer sei er ohne Gehstock bewegungsfÃ¤hig. Die auÃ�erhalb
des Hauses mit Hilfe eines Skistocks subjektiv mÃ¶gliche Gehstrecke von 50 Metern
sei aus objektiver Sicht wohl deutlich zu erhÃ¶hen. Der KlÃ¤ger traue sich aber
subjektiv keine grÃ¶Ã�ere Leistung mehr zu. Bei entsprechenden Training werde
die Wegstrecke mit Gehstock auf 150 bis zwei 100 Meter geschÃ¤tzt.

Der KlÃ¤ger hat daraufhin vorgetragen, die mit dem Gehen verbundene groÃ�e
Anstrengung und die Fallneigung begrenzten die maximale Gehstrecke auf allenfalls
50 Meter. Nachdem der SachverstÃ¤ndige ausdrÃ¼cklich festgestellt habe, dass
seine Angaben glaubhaft seien, sei die Auffassung, die zumutbare Wegstrecke liege
bei entsprechenden Training 150 bis 200 Metern, nicht nachvollziehbar. StÃ¤ndige
krankengymnastische Behandlung habe ihn bisher nicht weiter gebracht.
Entscheidend sei im Ã¼brigen, dass seine gegenwÃ¤rtige Wegstrecke bei maximal
50 Metern liege. MÃ¶gliche zukÃ¼nftige Besserungen kÃ¶nnten nicht
berÃ¼cksichtigt werden.

Der Beklagte hat unter Hinweis auf eine versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme von
Dr. K. vom 15.03.2005 ausgefÃ¼hrt, die Zuerkennung des Merkzeichens "aG" sei
angesichts des dokumentierten klinischen Befundes mit freiem Gang im
Untersuchungszimmer nicht mÃ¶glich.

Mit Urteil vom 30.08.2005 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es im wesentlichen ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger sei nicht
auÃ�ergewÃ¶hnlich gehbehindert. Er habe sich im Rahmen seiner Untersuchung
durch Dr. G. im Untersuchungszimmer ohne Gehstock fortbewegen sowie im
wesentlichen â�� bis auf die StrÃ¼mpfe â�� selbstÃ¤ndig an- und auskleiden
kÃ¶nnen. Vor dem Hintergrund, dass er in seiner 100 qm groÃ�en Wohnung mit
einem Gehstock alle Ecken erreiche und sich auÃ�erhalb des Hauses eines
Skistocks bediene, schÃ¤tze der Gutachter, fÃ¼r die Kammer angesichts des
persÃ¶nlichen Eindrucks in der mÃ¼ndlichen Verhandlung nachvollziehbar, die
objektiv mit dem Gehstock mÃ¶gliche Wegstrecke auf mehr als 50 Meter, mit
entsprechendem Training auf 150 bis zwei 100 Meter. Auch Dr. T. habe davon
berichtet, dass sich der KlÃ¤ger in den PraxisrÃ¤umen ohne Gehstock fortbewegen
kÃ¶nne. Die EinschÃ¤tzung, der KlÃ¤ger kÃ¶nne sich nur unter groÃ�e
Anstrengungen auf kurzen ebenerdigen Strecken auÃ�erhalb des Hauses allein bis
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maximal 100 Meter bewegen, beruhe demgegenÃ¼ber allein auf den Angaben des
KlÃ¤gers und sei in keiner Weise objektiviert. Diese Entscheidung wurde am
05.10.2005 zum Zwecke der Zustellung an den KlÃ¤ger mittels Einschreiben zur
Post gegeben.

Am 31.10.2005 hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und sein Vorbringen aus dem
erstinstanzlichen Verfahren wiederholt. ErgÃ¤nzend hat er ausgefÃ¼hrt, das
Gutachten von Dr. G. sei nicht verwertbar. Denn es sei, wie bereits in der
KlagebegrÃ¼ndung dargelegt, in sich widersprÃ¼chlich. DarÃ¼ber hinaus lasse
sich die Auffassung des Sozialgerichts auch weder auf seine Angaben beim
Gutachter noch auf den von ihm in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vermittelten
Eindruck stÃ¼tzen. DemgemÃ¤Ã� sei ihm das Merkzeichens "aG" zuzuerkennen,
hilfsweise ein weiteres Gutachten von Amts wegen einzuholen.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom 30. August 2005 sowie den Bescheid des
Beklagten vom 18. September 2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 22. Januar 2004 aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, bei ihm das
gesundheitliche Merkmal auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung ("aG")
festzustellen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie ist der Auffassung, der KlÃ¤ger sei nicht auÃ�ergewÃ¶hnlich gehbehindert, da
sich im dokumentierten klinischen Befund des erstinstanzlich eingeholten
Gutachtens ein freier Gang im Untersuchungszimmer gezeigt habe, der nicht auf
eine auÃ�ergewÃ¶hnliche Anstrengung oder Notwendigkeit fremder Hilfe
schlieÃ�en lasse.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Prozessakten, die beigezogenen Schwerbehindertenakten
des Beklagten sowie die gleichfalls beigezogenen Akten des Sozialgerichts Freiburg
(je ein Band) verwiesen.

II.

Der Senat entscheidet ohne mÃ¼ndliche Verhandlung und ohne Mitwirkung
ehrenamtlicher Richter durch Beschluss, da er die Berufung einstimmig fÃ¼r
unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt (Â§
153 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -). Die Beteiligten sind hierzu gehÃ¶rt
worden â�¦

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet. Das angegriffene Urteil des
Sozialgerichts sowie der Bescheid des Beklagten vom 18.09.2003 und der
Widerspruchsbescheid vom 22.01.2004 sind nicht zu beanstanden. Denn der
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KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Feststellung des gesundheitlichen Merkmals
auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung ("aG").

Das Merkzeichen "aG" ist gemÃ¤Ã� Â§ 69 Abs. 4 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB IX) i. V. mit Abschnitt II Nr. 1 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift (VV) zu Â§
46 Abs. 1 Nr. 11 StraÃ�enverkehrsordnung (StVO) von den fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung
des Bundesversorgungsgesetzes zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden festzustellen. Nach II Nr.
1 der Verwaltungsvorschrift sind als Schwerbehinderte mit auÃ�ergewÃ¶hnlicher
Gehbehinderung solche Personen anzusehen, die sich wegen der Schwere ihres
Leidens dauernd nur mit fremder Hilfe oder nur mit groÃ�er Anstrengung
auÃ�erhalb ihres Kraftfahrzeuges bewegen kÃ¶nnen. Hierzu zÃ¤hlen
QuerschnittsgelÃ¤hmte, Doppeloberschenkelamputierte,
Doppelunterschenkelamputierte, HÃ¼ftexartikulierte und einseitig
Oberschenkelamputierte, die dauernd auÃ�erstande sind, ein Kunstbein zu tragen,
oder nur eine Beckenkorbprothese tragen kÃ¶nnen oder zugleich unterschenkel-
oder armamputiert sind, sowie andere Schwerbehinderte, die nach
versorgungsÃ¤rztlicher Feststellung, auch auf Grund von Erkrankungen, dem
vorstehend angefÃ¼hrten Personenkreis gleichzustellen sind.

Nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts mÃ¼ssen diejenigen
Schwerbehinderten, die in der AufzÃ¤hlung der Verwaltungsvorschrift nicht
ausdrÃ¼cklich genannt sind, dann gleichgestellt werden, wenn ihre GehfÃ¤higkeit
in ungewÃ¶hnlich hohem MaÃ�e eingeschrÃ¤nkt ist und sie sich nur unter ebenso
groÃ�en Anstrengungen wie die in Abschnitt II Nr. 1 Satz 2 1. Halbsatz der
Verwaltungsvorschrift aufgefÃ¼hrten Schwerbehinderten oder nur noch mit
fremder Hilfe fortbewegen kÃ¶nnen. Zwar genÃ¼gt es, wenn der Behinderte
hinsichtlich seiner Gehfunktionen ebenso eingeschrÃ¤nkt ist wie der AngehÃ¶rige
nur einer der in der Verwaltungsvorschrift genannten Gruppen. Das gilt
insbesondere fÃ¼r die Gruppe der Doppelunterschenkelamputierten. Auch in
diesem Fall muss aber die GehfÃ¤higkeit in ungewÃ¶hnlich hohem MaÃ�e
eingeschrÃ¤nkt sein, so dass sich ein Vergleich mit
Doppelunterschenkelamputierten, bei denen dieses nicht der Fall ist, verbietet, mag
auch aus GrÃ¼nden der Verwaltungsvereinfachung bei Personen, die dieser
Untergruppe angehÃ¶ren, eine besondere PrÃ¼fung des GehvermÃ¶gens
unterbleiben (vgl. BSG, Urteil vom 27.02.2002 â�� B 9 SB 9/01 R -, zitiert nach juris,
m. w. N.).

Eine solche EinschrÃ¤nkung der GehfÃ¤higkeit in ungewÃ¶hnlich hohem MaÃ�e
setzt dabei nicht voraus, dass ein schwerbehinderter Mensch nahezu unfÃ¤hig ist,
sich fortzubewegen. Ein anspruchsausschlieÃ�endes RestgehvermÃ¶gen lÃ¤sst sich
griffig weder quantifizieren noch qualifizieren. Auch eine in Metern ausgedrÃ¼ckte
Wegstrecke taugt dazu grundsÃ¤tzlich nicht. Denn die maÃ�gebenden
straÃ�enverkehrsrechtlichen Vorschriften stellen nicht darauf ab, Ã¼ber welche
Wegstrecke ein schwerbehinderter Mensch sich auÃ�erhalb seines Kraftfahrzeuges
zumutbar noch bewegen kann, sondern darauf, unter welchen Bedingungen ihm
dies nur noch mÃ¶glich ist, nÃ¤mlich nur mit fremder Hilfe oder nur mit groÃ�er
Anstrengung. Wer diese Voraussetzung â�� praktisch von den ersten Schritten
auÃ�erhalb seines Kraftfahrzeuges an â�� erfÃ¼llt, qualifiziert sich fÃ¼r den
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entsprechenden Nachteilsausgleich (insbesondere Parkerleichterungen) auch dann,
wenn er gezwungenermaÃ�en auf diese Weise lÃ¤ngere Wegstrecken zurÃ¼cklegt
(vgl. BSG, Urteil vom 10.12.2002 â�� B 9 SB 7/01 R -, SozR 3-3250 Â§ 69 Nr. 1 = 
BSGE 90, 180 ff. m. w. N.).

Der KlÃ¤ger gehÃ¶rt danach zum berechtigten Personenkreis, wenn seine
GehfÃ¤higkeit in ungewÃ¶hnlich hohem MaÃ� eingeschrÃ¤nkt ist und er sich nur
unter ebenso groÃ�en kÃ¶rperlichen Anstrengungen fortbewegen kann, wie die in
der Verwaltungsvorschrift genannten Personen (vgl. BSG, Urteil vom 10.12.2002, a.
a. O.). Dies ist aber nicht der Fall:

Zwar besteht beim KlÃ¤ger nach den Feststellungen im vom Sozialgerichts
eingeholten Gutachten des Facharztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. G. vom
20.12.2004 eine deutliche BeeintrÃ¤chtigung des GehvermÃ¶gens infolge einer
hinkenden Gangart mit Zirkumduktion (HerumfÃ¼hren) des linken Beines sowie
einer Beugespastik des linken Armes (Wernicke-Mann-Gangart) und einer allerdings
durch eine Peronaeusschiene korrigierten SpitzfuÃ�stellung links. Indes war er trotz
dieser Gehbehinderung in der Lage, im Untersuchungszimmer mit sicheren
BewegungsablÃ¤ufen ohne Stock frei gehen. Dass er in seiner 100 qm groÃ�en
Wohnung einen einfachen Gehstock und auÃ�erhalb desselben eine Art Skistock
(mit Schlaufe um den rechten Arm, um den Stock nicht zu verlieren) benutzt, ist
angesichts der von ihm angegebenen Fallneigung nachvollziehbar; es lÃ¤sst
allerdings nicht den Schluss zu, er kÃ¶nne sich gleichsam von den ersten Schritten
auÃ�erhalb seines Kraftfahrzeuges an nur mit einer vergleichbar groÃ�en
kÃ¶rperlichen Anstrengung fortbewegen, wie ein in seiner GehfÃ¤higkeit in
ungewÃ¶hnlich hohem MaÃ�e eingeschrÃ¤nkter Doppelunterschenkelamputierter.
Dabei steht der Annahme einer solchermaÃ�en unzumutbar groÃ�en Anstrengung
auch entgegen, dass der KlÃ¤ger weder innerhalb seiner Wohnung noch auf Wegen
von oder zu seinem Kraftfahrzeug einen Rollstuhl benutzt, sondern diese Wege zu
FuÃ� zurÃ¼ckgelegt. Dies gilt umso mehr, als er nach eigenen Angaben sogar
einen Rollstuhl zurÃ¼ckgegeben hat, da dieser nur hinderlich fÃ¼r ihn gewesen sei.

Die Auffassung des KlÃ¤gers, das vom Sozialgericht eingeholte Gutachten vom
20.12.2004 sei in sich widersprÃ¼chlich und daher unverwertbar, trifft nicht zu.
Soweit nÃ¤mlich der SachverstÃ¤ndige einerseits die Angaben des KlÃ¤gers fÃ¼r
glaubhaft gehalten und andererseits ausgefÃ¼hrt hat, die objektiv mÃ¶gliche
Gehstrecke sei wohl grÃ¶Ã�er als die subjektive Wegstrecke von 50 Metern, vermag
dies einen Widerspruch nicht zu begrÃ¼nden. Denn der SachverstÃ¤ndige hat in
diesem Zusammenhang weiter ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger traue sich subjektiv keine
grÃ¶Ã�ere Leistung mehr zu. Hieraus ergibt sich ohne weiteres, dass der
SachverstÃ¤ndige auch die Angabe des KlÃ¤gers zu der nach seiner Ansicht noch
mÃ¶glichen Wegstrecke fÃ¼r glaubhaft gehalten hat. Dem widerspricht es nicht,
dass der Gutachter das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers in objektiver Hinsicht
abweichend von der subjektiven EinschÃ¤tzung des KlÃ¤gers bewertet hat.

Ist das angefÃ¼hrte Gutachten mithin â�� anders als der KlÃ¤ger meint â��
verwertbar und besteht nach den oben gemachten AusfÃ¼hrungen auch im
Ã¼brigen kein Anlass fÃ¼r eine weitere SachverhaltsaufklÃ¤rung, so bedarf es der
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vom KlÃ¤ger hilfsweise beantragten Einholung eines weiteren
SachverstÃ¤ndigengutachtens nicht.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 10.07.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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